
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Jörg Schneider,
Martin Sichert, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/27060 –

Entwicklung der Ausgaben im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Hartz IV) für den
Zeitraum von 2007 bis 2020

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) hat sich die 
Zahl der Regelleistungsberechtigten (RLB) von rund 7,09 Millionen im Jah-
resdurchschnitt 2007 auf rund 5,79 Millionen im Jahr 2018 verringert. Unter 
den RLB waren im Jahresdurchschnitt 2018 rund 3,72 Millionen Personen mit 
deutscher und rund 2,03 Millionen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Im 
Zeitraum von 2007 bis 2018 reduzierte sich der Anteil der RLB mit deutscher 
Staatsangehörigkeit von 81,8 Prozent auf 64,2 Prozent, während sich der An-
teil der RLB mit ausländischer Staatsangehörigkeit von 18 Prozent auf 
35,1 Prozent erhöhte (vgl. die Antworten zu den Fragen 1 und 2 auf Bundes-
tagsdrucksache 19/16072).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
In der Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) der Bundesagentur für Arbeit liegen Ergebnis-
se mit einer Wartezeit von drei Monaten vor. Für das Jahr 2020 stehen daher 
Daten für die Berichtsmonate Januar bis November 2020 zur Verfügung. Zur 
Vergleichbarkeit aktueller Daten mit den Jahresdurchschnittswerten bzw. Jah-
ressummen vorangegangener Berichtsjahre wird als aktueller Wert nachfolgend 
der gleitende Jahresdurchschnitt bzw. die gleitende Jahressumme der Monate 
Dezember 2019 bis November 2020 ausgewiesen.

 1. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) die Zahl und der Anteil der Regel-
leistungsberechtigten insgesamt sowie mit folgender Staatsangehörigkeit 
jeweils entwickelt (bitte auch die absolute und relative Entwicklung von 
2007 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

Deutscher Bundestag Drucksache 19/28247
19. Wahlperiode 06.04.2021

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 
31. März 2021 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ist insgesamt die An-
zahl der Regelleistungsberechtigten von rund 7,09 Millionen im Jahresdurch-
schnitt 2007 auf rund 5,42 Millionen im aktuell gleitenden Jahresdurchschnitt 
gesunken. Dies entspricht einem Rückgang um rund 1,67 Millionen Regelleis-
tungsberechtigten bzw. 23,5 Prozent. Weitere Ergebnisse nach der erfragten 
Differenzierung können der Tabelle 1 im Anhang entnommen werden.

 2. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) der Gesamtbetrag und der Anteil 
entwickelt, der für Regelleistungsberechtigte insgesamt sowie mit fol-
gender Staatsangehörigkeit jeweils gezahlt wurde (bitte auch die absolute 
und relative Entwicklung von 2007 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ist der monatliche 
Gesamtbetrag der Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten auf Re-
gelleistungen von rund 2,47 Mrd. Euro im Jahresdurchschnitt 2007 auf rund 
2,43 Mrd. Euro im aktuell gleitenden Jahresdurchschnitt gesunken. Dies ent-
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spricht einem Rückgang um rund 37,0 Mio. Euro bzw. 1,5 Prozent. Weitere Er-
gebnisse nach der erfragten Differenzierung können der Tabelle 2 im Anhang 
entnommen werden.
Die Regelleistung (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) umfasst den Regelbe-
darf zur Sicherung des Lebensunterhalts, Leistungen für Mehrbedarfe, Kosten 
der Unterkunft, sowie den befristeten Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosen-
geld gemäß § 24 SGB II alte Fassung (bis Dezember 2010).

 3. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) die Zahl und der Anteil der Zugän-
ge von Regelleistungsberechtigten ohne Vorbezug in den Regelleistungs-
bezug insgesamt sowie mit folgender Staatsangehörigkeit jeweils entwi-
ckelt:

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit gab es im Jahr 2007 
rund 1,19 Millionen Zugänge von Regelleistungsberechtigten, die zuvor keine 
Regelleistungen bezogen. In der aktuell gleitenden Jahressumme sind es rund 
627 000. Dies entspricht einem Rückgang um rund 561 000 Zugängen bzw. 
47,2 Prozent. Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können 
der Tabelle 3 im Anhang entnommen werden.

 4. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) der durchschnittliche Zahlungsan-
spruch für Sozialversicherungsbeiträge für Regelleistungsberechtigte ins-
gesamt sowie mit folgender Staatsangehörigkeit jeweils entwickelt (bitte 
auch die absolute und relative Entwicklung von 2007 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),
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g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit betrug der durch-
schnittliche monatliche Zahlungsanspruch von Regelleistungsberechtigten auf 
Sozialversicherungsleistungen im Jahresdurchschnitt 2007 79,10 Euro. Im ak-
tuell gleitenden Jahresdurchschnitt betrug dieser Zahlungsanspruch 90,09 Euro. 
Dies entspricht einer Zunahme um 10,99 Euro bzw. 13,9 Prozent. Weitere Er-
gebnisse nach der erfragten Differenzierung können der Tabelle 4 im Anhang 
entnommen werden.
Zahlungsansprüche auf Sozialversicherungsleistungen umfassen Beiträge und 
Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie bis Dezember 2010 
auch Beiträge und Zuschüsse zur Rentenversicherung (die Rentenversiche-
rungspflicht der Leistungsberechtigten ist zum 1. Januar 2011 entfallen).

 5. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) der Gesamtbetrag und der Anteil 
der Zahlungsansprüche für Sozialversicherungsbeiträge für Regelleis-
tungsberechtigte insgesamt sowie mit folgender Staatsangehörigkeit je-
weils entwickelt (bitte auch die absolute und relative Entwicklung von 
2007 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ist der monatliche 
Gesamtbetrag der Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten auf Sozi-
alversicherungsleistungen von rund 560,8 Mio. Euro im Jahresdurchschnitt 
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2007 auf rund 488,7 Mio. Euro im aktuell gleitenden Jahresdurchschnitt gesun-
ken. Dies entspricht einem Rückgang um rund 72,1 Mio. Euro bzw. 12,9 Pro-
zent. Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können der Tabel-
le 5 im Anhang entnommen werden.
Betreffend die Beiträge und Zuschüsse, die die Zahlungsansprüche auf Sozial-
leistungen umfassen, wird auf den Hinweis in der Antwort zu Frage 4 verwie-
sen.

 6. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) der Gesamtbetrag und der Anteil 
entwickelt, der für Regelleistungsberechtigte inklusive der Zahlungsan-
sprüche für Sozialversicherungsbeiträge insgesamt sowie mit folgender 
Staatsangehörigkeit jeweils gezahlt wurde (bitte auch die absolute und 
relative Entwicklung von 2007 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ist der monatliche 
Gesamtbetrag der Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten von rund 
3,05 Mrd. Euro im Jahresdurchschnitt 2007 auf rund 2,94 Mrd. Euro im aktuell 
gleitenden Jahresdurchschnitt gesunken. Dies entspricht einem Rückgang um 
rund 105,8 Mio. Euro bzw. 3,5 Prozent. Weitere Ergebnisse nach der erfragten 
Differenzierung können der Tabelle 6 im Anhang entnommen werden.
Der Gesamtbetrag der Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten um-
fasst Regelleistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (siehe Hinweis in 
der Antwort zu Frage 2), Sozialversicherungsleistungen (siehe Hinweis in der 
Antwort zu Frage 4) sowie weitere Zahlungsansprüche (sonstige Leistungen, 
unabweisbarer Bedarf, SV-Leistungen zur Vermeidung von Hilfebedürftigkeit, 
Leistungen für Auszubildende).
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 7. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 (bzw. letzter verfügbarer Stand) der Gesamtbetrag und der Anteil 
entwickelt, der für „Kosten der Unterkunft“ für Regelleistungsberechtig-
te insgesamt sowie mit folgender Staatsangehörigkeit jeweils gezahlt 
wurde (bitte auch die absolute und relative Entwicklung von 2007 auf 
2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ist der monatliche 
Gesamtbetrag der Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten auf Kos-
ten der Unterkunft von rund 1,14 Mrd. Euro im Jahresdurchschnitt 2007 auf 
rund 1,19 Mrd. Euro im aktuell gleitenden Jahresdurchschnitt gestiegen. Dies 
entspricht einer Zunahme um rund 53,8 Mio. Euro bzw. 4,7 Prozent. Weitere 
Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können der Tabelle 7 im Anhang 
entnommen werden.

 8. Hat die Bundesregierung in ihrer Einwanderungspolitik die daraus resul-
tierenden finanziellen Lasten allein im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) unterschätzt (bitte begründen)?

Die Bundesregierung prognostiziert fortlaufend an Hand der allgemeinen Ar-
beitslosigkeit und Beschäftigung, in der auch Erwerbspersonen im Zusammen-
hang von Flucht und Migration einbezogen sind, die finanzielle Entwicklung 
des Arbeitslosengeldes II und der Kosten der Unterkunft im SGB II bei ihrer 
jährlichen Aufstellung des Bundeshaushaltes sowie Festlegung des mehrjähri-
gen Finanzplanes. Hinsichtlich der Ausgaben für die Leistungen für Unterkunft 
und Heizung nach § 22 Absatz 1 SGB II trägt der Bund mit der befristeten An-
hebung seiner Beteiligung an diesen Leistungen auch zur Planungssicherheit 
der Kommunen bei. Der Bund entlastet die Kommunen seit dem Jahr 2016 von 
den zusätzlichen Ausgaben für Leistungen für Unterkunft und Heizung für Ge-
flüchtete.
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 9. Wie genau lässt sich aus Sicht der Bundesregierung der volkswirtschaft-
liche sowie gesellschaftliche Mehrwert der bisherigen Zuwanderungspo-
litik der Bundesregierung darstellen bzw. quantifizieren?

Aufgrund des demographischen Wandels und der günstigen Arbeitsmarktent-
wicklung sah sich der deutsche Arbeitsmarkt in der jüngeren Vergangenheit 
steigenden Fachkräfteengpässen gegenüber. Darauf hat die Bundesregierung 
mit verschiedenen Anpassungen reagiert, die neben der Hebung des inländi-
schen Fachkräftepotenzials auch die Zuwanderung von qualifizierten Fachkräf-
ten begünstigt haben. In der Folge ist die Beschäftigung von Personen mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit deutlich angestiegen. Über die Hälfte des An-
stieges (55 Prozent) der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung zwischen 
Juni 2015 und Juni 2020 von 2,55 Millionen ist auf ausländische Staatsangehö-
rige zurückzuführen. Es ist davon auszugehen, dass das Beschäftigungswachs-
tum und damit auch das Wirtschaftswachstum in Deutschland schwächer aus-
gefallen wäre, wenn es weniger Zuwanderung gegeben hätte.
Darüber hinaus ist die Zahl migrantischer Unternehmerinnen und Unterneh-
mern in den Jahren von 2005 (532 000) bis 2019 um 62 Prozent auf 860 000 
gestiegen. Heute hat jede fünfte unternehmerisch tätige Person eine familiäre 
Einwanderungsgeschichte. Nach einer Sonderauswertung des KfW-Gründungs-
monitors wurde im Jahr 2019 etwa jede vierte Existenzgründung durch Migran-
tinnen oder Migranten realisiert; das sind 160 000 von insgesamt 605 000 
Gründungen. Ohne Zuwanderung fiele die Gründungs- und Unternehmensdy-
namik in Deutschland deutlich schwächer aus.

10. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit 2015 ergriffen, um ins-
besondere die Zahl der ausländischen Hartz-IV-Bezieher zu reduzieren?

Die Fördermaßnahmen des SGB II bieten Beziehenden von Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende zahlreiche Möglichkeiten, um diesen Per-
sonen die Aufnahme einer Beschäftigung zu ermöglichen und somit den Leis-
tungsbezug von Arbeitslosengeld II zu beenden oder zu verringern. Die Förder-
maßnahmen sind auf den jeweils individuellen Förderbedarf ausgerichtet, die 
Staatsangehörigkeit spielt hierbei keine Rolle.
Personen im Rechtskreis SGB II mit Sprachförderbedarf haben zudem grund-
sätzlich Zugang zu den vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durch-
geführten und vom SGB II unabhängig finanzierten Sprachförderangeboten des 
Bundes im Gesamtprogramm Sprache. Das Ziel der Integrationskurse besteht 
dabei in der Vermittlung ausreichender Deutschsprachkenntnisse auf dem Ni-
veau B 1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen 
(GER) sowie der Vermittlung von Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur 
und der Geschichte in Deutschland. Darauf aufbauend dienen die Kurse der be-
rufsbezogenen Deutschsprachförderung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes in 
der Regel dem arbeitsweltlich ausgerichteten Spracherwerb ab dem Niveau B 1 
GER und dem Ziel, nachhaltig auf die Integration in Ausbildung und Arbeit 
vorzubereiten.

11. Verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die Einwanderung in unsere Sozi-
alsysteme zu reduzieren?

Wenn nein, warum nicht, und wenn ja, welche Maßnahmen hat die 
Bundesregierung seit 2015 ergriffen?

Die Bundesregierung tritt der illegalen Migration mit dem Ziel des Sozialleis-
tungsbezugs entschieden entgegen. Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren 
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Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 15. August 2019 wurden, ergänzend zu 
dem bereits bestehenden Tatbestand der Einreise zur Leistungserlangung, wei-
tere Leistungsausschlüsse und -einschränkungen für bestimmte Fälle der Se-
kundärmigration (§ 1 Absatz 4 und § 1a Absatz 7 des Asylbewerberleistungs-
gesetzes) sowie wegen Verletzung von Mitwirkungspflichten im Verwaltungs-
verfahren (§ 1a Absatz 5 des Asylbewerberleistungsgesetzes) eingeführt.
Darüber hinaus wurden die Leistungsausschlüsse im SGB II mit dem Gesetz 
zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozi-
alhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch vom 29. Dezember 2016 er-
gänzt und es wurde klargestellt, dass Personen ohne materielles Aufenthalts-
recht ebenso wie Personen, die sich mit einem Aufenthaltsrecht allein zur Ar-
beitsuche in Deutschland aufhalten, von den Leistungen nach dem SGB II aus-
geschlossen sind. Im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch wurden die Leistungs-
ausschlüsse denjenigen im SGB II angepasst.

12. Welche Auswirkungen hatte die Zuwanderung seit 2015 nach Kenntnis 
der Bundesregierung auf den Binnenkonsum?

Hat die Bundesregierung Untersuchungen, Studien oder Umfragen dazu 
in Auftrag gegeben, und wenn ja, was waren die Ergebnisse?

Die Bundesregierung hat keine solche Studien beauftragt und es liegen ihr dies-
bezüglich keine Informationen vor.
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